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§ 4.
Bei Streitigkeiten über die Schulpflicht entscheidet endgültig die Senats=

kommission für das Unterrichtswesen , diese ist auch ermächtigt , den freiwilligenBesuch

der Schule, insbesondere im Falle des § 1 vor Beginn der Schulpflicht, zu gestatten.

§ 5.
Die Bestimmungen der §§ 5-10, 11 Sab 1, und 12 des Gesetzes vom

30. Dezember 1908, betreffend die städtische gewerbliche Fortbildungsschule, finden

auf diejenigen, die zum Besuch der Landwirtschaftlichen Winterschule verpflichtet sind,
entſprechende Anwendung .
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3. Gesetz, betreffend die städtische Fortbildungsschule für den Kleinhandel, vom

24. Januar 1912.

§ 3.

Befreit von der Verpflichtung sind diejenigen Gehilfen und Lehrlinge, welche

a. eine andere kaufmännische Fortbildungs- oder Fachschule besuchen , sofern
der Unterricht dieser Schule von der Senatskommission für das Unter¬
richtswesen als ausreichender Ersatz des Unterrichts der städtischen
Fortbildungsschule anerkannt wird, oder

b. durch eine besondere Prüfung nachweisen, daß sie die Kenntnisse besigen,
welche das Lehrziel der Fortbildungsschule für den Kleinhandel bilden.
Bei Gehilfen und Lehrlingen, welche die Berechtigung zum einjährig=

freiwilligen Militärdienst erworben haben , hat sich die Prüfung nur
auf die Fachkenntnisse zu erstrecken .

§ 4.
Bei Streitigkeiten darüber, ob ein Gehilfe oder Lehrling schulpflichtig ist,

und darüber, ob einer der Befreiungsgründe des § 3 vorliegt, entscheidet endgültig
die Senatskommission für das Unterrichtswesen . Diese ist auch ermächtigt, den
freiwilligen Besuch der Schule zu gestatten .

§ 12.
Übertretungen der Vorschriften der §§ 5 bis 7 werden mit Geldstrafe bis

zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft bis zu drei Tagen bestraft.

4. Geländeabtretung zwischen dem Bremischen Staate und der preußischen
Staatseisenbahnverwaltung.

Die Deputation für die Stadterweiterung hat über den obenbezeichneten
Gegenstand einen Bericht erstattet, den der Senat der Bürgerschaft hierneben zugehen
läßt. Der Senat stimmt den Anträgen der Deputation zu und ersucht die Bürger¬
schaft, ihm beizutreten.

Bericht.

Bei den Verhandlungen mit der preußischen Staatseisenbahnverwaltung über
einige Geländeabtretungen zur Erweiterung der hiesigen Eisenbahnanlagen erschien
es erwünscht, diese Verhandlungen auch auf einige Flächen auszudehnen , deren Ab¬
tretung von Preußen an Bremen sich inzwischen als wünschenswert herausgestellt
hatte, um so den beiderseitigen Geländebedarf in einem einheitlichen Vertrage zu=
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sammen zu fassen. Die nach diesen Verhandlungen von Bremen an Preußen
abzutretenden Flächen sind in den anliegenden Plänen Blatt III, V und VI blau,
die von Preußen an Bremen abzutretenden Flächen in den Plänen Blatt I, II, III
und IV rot angelegt.

Während die an Preußen abzutretenden Flächen zur Erweiterung der Eisen¬
bahnanlagen gebraucht werden, sind die an Bremen abzutretendenFlächen zu folgenden
Zwecken notwendig:

1) Der Erwerb der im Plane Blatt I rot angelegten, 439 qm großen
Parzelle 1459 B an der Eickedorferstraße ist zur Abrundung des infolge
Zuschüttung eines Teils des Torsbassins gewonnenen Geländes erwünscht.
Dieses Gelände, das für Spielplätze in Aussicht genommen ist, erhält
nach der Hemmstraße zu nur dann eine genügende Breite , wenn die der
Eisenbahnverwaltung gehörende Parzelle 1459 B hinzugezogen wird.
Als Preis wurde 6 M für das qm vereinbart.

2) Die im Plane Blatt II rot angelegten Flächen sollen zur Verbreiterung
des Breitenweges auf 16 m und zum Bau einer Bedürfnisanstalt
dienen. Eine Verbreiterung des Breitenweges ist erforderlich, weil
in dieser Straße jetzt auch noch die Straßenbahnlinie Nr. 9 verkehrt
und weil die Straße durch das starke Anwachsen der Bevölkerung in
der Vorstadt innerhalb des Hamburger Eisenbahndammes (Utbremer
Vorstadt) eine ständig zunehmende Bedeutung für den Durchgangs¬
verkehr erhält. Eine Verbreiterung der Straße auf 16 m war daher
schon seit längerer Zeit ins Auge gefaßt. Die Errichtung der Bedürfnis¬
anstalt ist von Senat und Bürgerschaft beschlossen (s. Verhölgn. 1915
S. 177 und 209). Die von Preußen an Bremen am Breitenwege
abzutretende Fläche ist im ganzen 1154,5 qm groß, für die mit der
Eisenbahnverwaltung eine Entschädigung von 35 Mb für das qm ver¬
einbart ist. Außerdem müssen die Kosten der Zurücksetzung der Ein¬
friedigung am Breitenwege, die Kosten der Herstellung der im Vertrage
vorgesehenen Futtermauer und die Kosten der übrigen in § 2 des
Vertrages vorgesehenen Arbeiten als Folge der Regulierung von Bremen
getragen werden. Diese Kosten, die auf 14 700 M veranschlagt sind,
sind auf das Budget der Deputation für die Stadterweiterung für das
Rechnungsjahr 1916 zu bewilligen .

3) Die Abtretung der im Plane Blatt III rot bezeichneten, zusammen
293 qm großen Flächen ergibt sich aus der Verbreiterung der Unter¬
führung der Hastedter Chaussee. Die Eisenbahnverwaltung hat sich mit
einem Preise von 3,60 für das qm einverstanden erklärt.

4) Der im Plane Blatt IV bezeichnete, 9 qm große Streifen von der
Fußwegunterführung am Bahnhof Sebaldsbrück mußte wegen des
Karrentunnels noch zur Straße gezogen werden. Auch hierfür ist ein
Preis von 3,60 M für das qm vereinbart.

Über die an Preußen abzutretenden Flächen ist im einzelnen
folgendes zu bemerken :

5) Die im Plane Blatt III blau angelegte 21 qm große Fläche an der
Hastedter Chaussee mußte wegen der neuen Unterführung mit bebaut
werden. Es wurde 3,60 M für das qm vereinbart.

6) Die im Plane Blatt V blau angelegte, 836,5 qm große Fläche wurde
zur Erweiterung des Verschiebebahnhofes nötig. Als Preis sind 5 M
für das qm vereinbart worden.

7) Blatt VI endlich enthält blau angelegt das zur Erweiterung des
AlsHauptbahnhofs notwendige Gelände von zusammen 4757 qm.

Preis sind 35 M für das qm vereinbart worden.
Mit der preußischen Staatseisenbahnverwaltung ist demgemäß der beifolgende

Vertrag unter Vorbehalt der Genehmigung von Senat und Bürgerschaft geschlossen

worden. Während das für bremische Zwecke bestimmte Gelände im ganzen einen
36*
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Kostenpreis von 44 128,70 M erfordert, beläuft sich der Preis des an Preußen

abzutretenden Geländes auf 170 753,10 M , so daß sich zu Gunsten Bremens ein

Überschuß von 126 624,40 M ergibt, der binnen Monatsfrist nach Genehmigung

des Vertrages durch Senat und Bürgerschaft an Bremen ausbezahlt werden soll.

Die zur Verwendung des Geländes erforderlichen Nebenabreden enthält § 2

des Vertrages ; endlich sieht § 3 des Vertrages vor, daß das Eigentum an denjenigen

Flächen , für die das Grundbuch noch nicht als angelegt anzusehen ist, durch Um¬

schreibung übertragen werden soll. Zur Vornahme dieser Umschreibung der Flächen

ist der Erlaß des nachstehenden Gesetzes notwendig .
Die Deputation beantragt demnach, den Vertrag zu genehmigen , die nach

§ 2 des Vertrages durch die Regulierung des Breitenweges entstehenden Kosten

im Betrage von 14 700 M auf das Budget des Ordentlichen Haushalts für 1916,

Fonds Stadterweiterung , Titel II 1, zu bewilligen und das nachstehende Gesez

zu beschließen.

Die Deputation für die Stadterweiterung .
(gez.) Wessels.
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Sartenb.VIIINr.

Gesetz über den übergang des Eigentums von einigen Grundstücken .
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Der Senat verordnet im Einverständnis mit der Bürgerschaft:
Das Gesetz vom 17. Juli 1894, betreffend Eigentumsübertragung

von Eisenbahnareal wird, soweit das Grundbuch noch nicht als angelegt
anzusehen ist, angewendet auf die Eigentumsübertragung der Grund¬

stücke, die auf Beschluß von Senat und Bürgerschaft vom
(Verhdlgn. S. ) durch Austausch und Kauf vom Preußischen Staate
in das Eigentum des Bremischen Staates und vom Bremischen Staat
in das Eigentum des Preußischen Staates übergehen sollen.

Beschlossen Bremen, in der Versammlung des Senats am ... und bekannt

Partenb. Nr.2
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Geschehen Bremen, den 29. November 1915.

Vor mir, dem unterzeichneten Regierungsrat bei der Deputation für die
Stadterweiterung , Dr. Sander, erschienen heute:

1) der mir persönlich bekannte Vorsitzer der Deputation für die Stadt¬
erweiterung, Herr Senator Wessels,

2) der mir persönlich bekannte stellvertretende Rechnungsführer der Depu¬
tation für die Stadterweiterung , Herr E. Kuhlmann,

3) der sich durch seinen Landsturmschein ausweisende Regierungsbaumeister,
Herr Hans Carl Otto Fichelscher, wohnhaft Brückenstraße Nr. 31 hier,
als Bevollmächtigter der Königlichen Eisenbahndirektion zu Hannover,
für den Königlich Preußischen Eisenbahnfiskus .

Sie erklärten in ihren genannten Eigenschaften :
Wir schließen hiermit unter Vorbehalt der Genehmigung von Senat und

Bürgerschaft folgenden Vertrag:
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§ 1.
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Teils durch Tausch, teils durch Kauf soll im Bremischen Staatsgebiet liegendes ,
der preußischen Eisenbahnverwaltung gehörendes Gelände an Bremen und bremisches
Staatsgelände an die preußische Eisenbahnverwaltung frei von Hypotheken- (Hand¬
festen-), Grund- und Rentenschulden sowie frei von Lasten und Dienstbarkeiten über¬
eignet werden und zwar hat abzutreten :

A. Preußen an Bremen die in den angehefteten Plänen Blatt I, II, III
und IV rot angelegten Flächen:

1) in der Vorstadt am rechten Weserufer die
Bez. 1 Nr. 1459 B, groß 439 qm, Wert 6,- M f. d. qm =

5
1X, "
1X, 232,5,,

Parzellen :
2634, M (Bl. 1)

"1

4 895 35,- - 31 325,- " (Bt. II)" "1 "!"
35,- " " " 8137,50 (Bl. II)"1"14 1Y, 27" " " 35,- 945,- (BI. II)11 !! "" "

76 8, 34 3,60 "" " " "ng. "1 "
76"/ "' 9, 36 3,60 11" " "

122,40 (BI. III)
129,60 (Bl. III)" "

211.

2) in der Feldmark Osterholz :
Kartenbl. VIII Nr. 877 Y, groß 9 qm, Wert 3,60 M f. d. qm=

3) in der Feldmark Hastedt :
Kartenbl. III Nr. 231 M, groß 34 qm, Wert 3,60 M f. d. qm :

III ,, 231 P, 189 """ " 3,60 ,

32,40 M (BI. IV)

" !!

122,40 (Bl. III)
680,40 ,, (BI . III)

44128,70 M

"
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B. Bremen an Preußen die in den angehefteten Plänen Blatt III , V und VI
blau angelegten Flächen:

in der Vorstadt am rechten Weserufer:
Bez . 29 Nr . 222 B, groß 449 qm, Wert 5,- M f. d. qm

29 , 223B, 256,5 ,
- -2 245, M (BI . V)

1282,50 ,
655,- (Bl. V)" " 5,― (BI. V)11 "11

29" " 318 Y, 131
11 5, "1 "

3 1 B , 144" " " " " 35, 5 040,-- " (BI.VI)"4 15 C, 440 35,- 15400,- // (BI.VI)" /! " "! "! // " !!4"1 11 14 A, 4173" "1 "1
76 10, 21

bekannt " " "1 " !!
35,-
3,60

-- 146 055, "1 (BI . VI)"! " -" 11 "75,60 (BL. III)
170 753,10 M
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Danach hat Preußen an Bremen 170 753,10-44 128,70 = 126 624,40 M,
buchstäblich: „EinhundertsechsundzwanzigtausendsechshundertvierundzwanzigMark 40
Pfennig " als Ausgleich zu entrichten.

Die Grundstücke sollen spätestens innerhalb vier Wochen nach der Genehmigung
des Vertrages durch Senat und Bürgerschaft übergeben werden.

Der von Preußen zu zahlende Betrag ist binnen Monatsfrist nach der
Genehmigung des Vertrages durch Senat und Bürgerschaft an die Generalkasse in
Bremen zu bezahlen .

§ 2.
Die von Preußen abzutretendenParzellen Bez . 4 Nr. 1 X und Bez . 5 Nr. 1 X

sollen zur Verbreiterung des Breitenweges und zur Abschrägung der Ecke Breitenweg
und Georgstraße verwendet werden , die Parzelle Bez . 4 Nr. 1 Y zum Bau einer
Bedürfnisanstalt am Breitenwege.

Die am Breitenwege vorhandene, der Eisenbahnverwaltung gehörende Ein¬
friedigung mit dem Grundmauerwerke wird von der Eisenbahnverwaltung auf Kosten
Bremens in die neue Grenze gesetzt und, soweit nach Ermessen der Eisenbahnverwaltung
erforderlich , ergänzt und erneuert.
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Auf der neuen Grenze, etwa von der Roßstraße bis an die Biegung des

Breitenweges bei dem Findorff-Tunnel, muß eine Futtermauer errichtet werden.

Die Futtermauer wird von der Eisenbahnverwaltung auf Kosten Bremens gebaut.

Die gesamte Einfriedigung sowie das Einfahrtstor an der Georgstraße, Ecke

Breitenweg, und die Mauer hat die Eisenbahnverwaltung zu unterhalten .

Gegenüber der Wiesenstraße liegt auf dem Gelände der Eisenbahnverwaltung

ein Gebäude der Fruchthandelsgesellschaft . Werden infolge der Straßenverbreiterung

aus bautechnischen oder baupolizeilichen Gründen Änderungen an diesem Gebäude

nötig, so trägt Bremen die Kosten.
Die durch die Regulierung des Breitenweges etwa erforderlich werdende

Änderung der auf dem Eisenbahngelände liegenden Zufuhrstraße am Breitenwege,

Ecke Georgstraße, sowie die Versetzung des dort vorhandenen Einfahrttores werden

von der Eisenbahnverwaltung auf Kosten Bremens ausgeführt.

Etwaige gewonnene Teile der eisernen Einfriedigung am Breitenwege
verbleiben der Eisenbahnverwaltung .

Auch nach der Übereignung der Parzelle Kartenblatt VIII Nr. 877 Y der

Feldmark Osterholz, verbleibt der Eisenbahnverwaltungfür das angrenzende Eisenbahn¬

gelände das Ausgangsrecht zur Straße.

§ 3.
Die Übertragung des Eigentums an den im § 1 bezeichneten Grundstücken,

ſoweit dafür das Grundbuch noch nicht angelegt ist, soll, ohne daß es einer Ab¬

kündigung und Lassung bedarf, alsbald nach übergabe der Grundstücke durch Um¬

schreibung in den Registern des Katasters erfolgen . Nach geschehener Umschreibung

im Kataster sollen die Register und Akten des Erbe- und Handfestenamtes berichtigt

werden. Die Freie Hansestadt Bremen wird das Weitere dieserhalb veranlassen .
Die Kosten der erforderlichen Auflassungen werden von jeder Seite zur Hälfte

getragen. Im übrigen erfolgt die Eigentumsübertragung und die Umschreibung im

Kataster frei von Kosten, Gebühren und Abgaben .
Die Reichsstempelabgaben werden von beiden Teilen nach Maßgabe des

Wertes der in ihr Eigentum übergehenden Grundflächen getragen.

Das Protokoll wurde vorgelesen, von den Beteiligten genehmigt und eigen¬

händig wie folgt :
J. V.:

(gez.) Wessels (gez.) E. Kuhlmann (gez.) Fichelscher

sowie zur Beglaubigung von mir, dem unterzeichneten Regierungsrat , unterschrieben:

(L. S.) (gez.) Dr. Sander.
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